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HAUSCHILD BÖTTCHER
NOTARE

SATZUNG

The Platform Group AG

mit dem Sitz in Düsseldorf

lch bescheinige, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung mit dem Beschluss des

Aufsichtsrates über die Änderung der Satzung vom 1. März 2024, und die unveränderten

Bestimmungen mit dem zuletzt dem Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut

der Satzung übereinstimmen.

Düsseldorf, den 20. Mär22024

(1.5.) gez. Hauschild

Dr. Armin Hauschild

der

Schadow Arkaden Blumenstraße 28 40212 Düsseldorf Germany T +49(0)211-8ó525-0 F +49(0)211-86525-25



Satzung
der

The Platform Group AG
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Allgemeine Bestimmungen

I f Rechtsform, Firma und Sitz

L Die Gesellschaft ist eine Aktiengesellschaft (AG).

2. Die Firma der Gesellschaft lautet

The Platform Group AG.

3. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Düsseldorf, Deutschland.

5 Z Gegenstand des Unternehmens

Der Gegenstand des Unternehmens ist die Entw¡cklung, Vermarktung und Erbringung von

lnternetdienstleistungen (e-commerce für unterschiedliche Güter, insbesondere Leder-

und Designerwaren, Parfum, Kosmetik, Accessoires, Luxus- und Premiumartikel und sons-

tige Konsumartikel), die Entwicklung, Herstellung, Vermarktung und der Handel mit sol-

chen Waren, Erbringung von Logistikdienstleistungen und sonstigen digitalen Dienstleis-

tungen sowie die Verwaltung eigenen Vermögens.

Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte vorzunehmen und alle Maßnahmen zu er-

greifen, die mit dem Unternehmensgegenstand zusammenhängen oder ihm unmittelbar

oder mittelbar förderlich erscheinen. Sie kann dazu auch im ln- und Ausland Zweignieder-

lassungen errichten, andere Unternehmen gründen und erwerben oder sich an ihnen be-

teiligen. Die Gesellschaft ist berechtigt, auf sämtlichen unter Absatz 1 genannten Ge-

schäftsgebieten selbst tätig zu werden oder solche Aufgaben verbundenen Unternehmen

im Sinne der $S 15 ff. AktG zu übertragen. Die Gesellschaft kann Unternehmen, an denen

sie beteiligt ist, unter einheitlicher Leitung zusammenfassen und Unternehmensverträge

mit ihnen schließen.

Die Gesellschaft kann ihre Tätigkeit auf einen Teil der in Absätze 1 und 2 bezeichneten

Gebiete beschränken.

5 ¡ Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

5 + Bekanntmachung und lnformationsübermittlung

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch Veröffentlichung im Bundesan-

zeiger. Sofern gesetzlich zwingend eine andere Bekanntmachungsform erforderlich ist,

tritt an die Stelle des Bundesanzeigers diese Bekanntmachungsform.
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lnformationen an die lnhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können, soweit
gesetzlich zulässig, auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden.

il.
Grundkao und Aktien

5 S Grundkapital

L. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 19.648.404,00

Es ist in Höhe von EUR 5.000.000,00 (in Worten: fünf Millionen Euro) durch Formwechsel

der Fashionette GmbH mit Sitz in Düsseldorf, Deutschland, eingetragen im Handelsregis-

ter des Amtsgerichts Düsseldorf unter HRB 760L6 in eine Aktiengesellschaft (AG) erbracht

worden.

Das Grundkapital ist eingeteilt in L9.648.404 Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückak-

tien),

Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 5. Sep-

tember 2028 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu EUR 6.262.374,00

durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den lnhaber lautender Stückaktien gegen

Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 20231. Den Aktionären

steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu).

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht

der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts ist

dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:

(¡) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an der Börse

gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die Nachfolger dieser

Segmente), die ausgegebenen Aktien L0 % des Grundkapitals nicht übersteigen und

der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse ge-

handelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesent-

lich im Sinne der 55 203 Abs. 1 und 2, L86 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle

eventuellen weiteren Voraussetzungen von 5 L86 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind.

Auf den Betrag von L0 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Ak-

tien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer

Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Ausschluss

des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des 5 L86 Abs'

3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine derarti-

ge Anrechnung gesetzlich geboten ist. lm Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausga-

bebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter

gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder

mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Be-

trag, der von dem oder den Dritten zu zahlen isU
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(¡i) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unterneh-

men, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen

Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder

sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibun-

gen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den lnhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibun-

gen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die von der Gesellschaft

oder ihren Konzerngesellschaften ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue

Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options-

oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht

zustünde;

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren lnhalt der

Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung

festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß 5

186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut, einem Wertpapierinstitut oder einem nach S 53

Abs. i. Satz 1 oder 5 53b Abs. 1 Satz L oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen täti-

gen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären

zum Bezug anzubieten.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2023 abzuändern.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 620.000,00 durch Ausgabe von bis zu

620.000 neuen, auf den lnhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital

zOZZltl. Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Ausgabe von Aktien der

Gesellschaft zur Bedienung von Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft (Aktienoptio-

nen), die an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft, an Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung von verbundenen Unternehmen der Gesellschaft sowie an Arbeitnehmer der Gesell-

schaft und von verbundenen Unternehmen der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung

der Hauptversammlung vom 24. Juni 2022 gemäß dem Beschluss zu Tagesordnungspunkt

5ausgegebenwurdenoderwerden.

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie gemäß dem Aktienop-

tionsprogr amm 2022 nach Maßgabe des Beschlusses der Hauptversammlung vom 24. Ju'

ni 2022 zu Tagesordnungspunkt 5 Aktienoptionen ausgegeben wurden oder werden, die

lnhaber der Aktienoptionen von ihrem Ausübungsrecht Gebrauch machen und soweit

nicht andere Erfüllungsformen (2.8. Erfüllung in Geld oder Bedienung mit eigenen Aktien)

eingesetzt werden, wobei für die Gewährung und Abwicklung von Aktienoptionen an

Mitglieder des Vorstands ausschließlich der Aufsichtsrat zuständig ist.
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Die neuen auf den lnhaber lautenden Stückaktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs

an, in dem sie durch Ausübung der Aktienoptionen entstehen, am Gewinn teil. Soweit

rechtlich zulässig, kann die Gewinnbeteiligung hiervon und von $ 60 Abs' 2 AktG abwei-

chend, auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr, festgelegt werden. Der Aufsichts-

rat ist ermächtigt, die Fassung von 5 5 der Satzung nach vollständiger oder teilweiser

Durchführung der Kapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2022/l entsprechend dem

Umfang der Kapitalerhöhung oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 2.190.000,00 (in Worten: Euro zwei

Millionen einhundertneunzig tausend) durch Ausgabe von bis zu 2,190.000 neuen, auf

den lnhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückakt¡en) bedingt erhöht

(" Bedingtes Kapital 2O2o l la"I.

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die lnhaber oder Gläu-

biger von Options- oder Wandelschuldverschreibungen sowie Genussrechten m¡t Opt¡-

ons- oder Wandlungsrecht, die gemäß der von der Hauptversammlung am 16. Oktober

2020 unter Tagesordnungspunkt 4 beschlossenen Ermächtigung bis zum L5. Oktober

2025 von der Gesellschaft, von von ihr abhängigen oder von im Mehrheitsbesitz der Ge-

sellschaft stehenden Unternehmen ausgegeben werden. Die neuen Aktien nehmen vom

Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Options-

rechten oder durch Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten oder durch Aus-

übung von Andienungsrechten entstehen, am Gewinn teil, Soweit rechtlich zulässig, kann

der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung neuer Aktien ab-

weichend von g 60 Abs. 2 AktG auch für ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr festlegen.

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie von Options- oder

Wandlungsrechten aus den Schuldverschreibungen Gebrauch gemacht wird oder Wand-

lungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden, soweit nicht eigene Ak-

tien oder neue Aktien aus dem genehmigten Kapital zur Erfüllung eingesetzt werden.

Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten

Kapitalerhöhung festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des Bedingten Kapitals2O2O/ll oder Ab-

lauf der Frist für die Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2020/ll die Fassung der Satzung

entsprechend anzuPassen.

5 0 Aktien

1. Die Aktien lauten auf den lnhaber.

2. Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen, soweit dies

gesetzlich zulässig ist. Die Gesellschaft ist berecht¡gt, Aktienurkunden auszustellen, die

einzelne Aktien (Einzelaktien) oder mehrere bzw. alle Aktien (Sammelaktien) verkörpern.

Ein Anspruch der Aktionäre auf Ausgabe von Gewinnanteil- und Erneuerungsscheinen ist

ausgeschlossen.
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Die Form und den lnhalt von Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und Erneuerungs-

scheinen setzt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest. Das Gleiche gilt für
Schuldverschreibungen und Zinsscheine.

Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien abweichend von

5 60 Abs. 2 AktG geregelt werden.

lll .

Verfassung

I Z Organe der Gesellschaft

Die Organe der Gesellschaft sind

(a) der Vorstand,

(b) der Aufsichtsrat, und

(c) die Hauptversammlung.

1.

Vorstand

I g Zusammensetzung und Geschäftsordnung

1. Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Dies gilt auch für den Fall, dass

das Grundkapital der Gesellschaft den Betrag von EUR 3.000.000,00 übersteigt' Der Auf-

sichtsrat bestimmt die Zahl, den Aufgabenkreis und die Amtszeit der Mitglieder des Vor-

standes.

Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden oder Sprecher des Vorstands sowie einen stell-

vertretenden Vorsitzenden oder Sprecher ernen nen.

Die Vorstandsmitglieder werden für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren bestellt. Wie-

derbestellungen sind zulässig.

Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung für den Vorstand, in der auch die Vertei-

lung der Geschäfte innerhalb des Vorstands geregelt ist.

g 9 Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft

j.. Der Vorstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung. Er hat die Geschäfte der

Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung und der Geschäftsordnung für den

Vorstand zu führen. Sofern der Vorstand aus mehreren Personen besteht, leitet jedes

Vorstandsmitglied den ihm zugewiesenen Geschäftsbereich unbeschadet der Gesamtver-

antwortung des Vorstands selbständig.

2.
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1.

2

lst nur ein Vorstandsmitglied bestellt, ist dieses einzelvertretungsbefugt. Besteht der Vor-

stand aus mehreren Mitgliedern, wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitgliedern
gemeinschaftlich oder durch ein Vorstandsmitglied zusammen mit einem Prokuristen ge-

setzlich vertreten.

Sofern der Vorstand aus mehreren Personen besteht, kann der Aufsichtsrat bestimmen,
dass die einzelnen Vorstandsmitglieder allein zur Vertretung der Gesellschaft befugt sein

sollen. Der Aufsichtsrat kann ferner das Vorstandsmitglied bzw. die Vorstandsmitglieder
allgemein oder für den Einzelfall von dem Verbot der Mehrfachvertretung des 5 181 Al-

ternative 2 BGB befreien. S 1L2 AktG bleibt unberührt.

I fO Beschlussfassung

Sofern der Vorstand aus zwei Personen besteht, ist der Vorstand nur beschlussfähig,

wenn alle Vorstandsmitglieder an der Beschlussfassung persönlich oder durch elektroni-
sche Medien teilnehmen. Sofern der Vorstand aus drei oder mehr Personen besteht, ist

der Vorstand beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder an der

Beschlussfassung persönlich oder durch elektronische Medien teilnimmt. Vorstandsmit-
glieder, die durch Telefon- oder Videokonferenz zugeschaltet sind, gelten als anwesend.

Ein abwesendes Vorstandsmitglied kann seine Stimme schriftlich, per Telefax, per E-Mail

oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel abgeben und durch das

andere Vorstandsmitglied in der Sitzung überreichen lassen.

Sofern der Vorstand aus mehreren Personen besteht, fasst der Vorstand seine Beschlüsse

mit einfacher Stimmenmehrheit, soweit nicht durch Gesetz oder diese Satzung oder die

Geschäftsordnung für den Vorstand andere Mehrheiten zwingend vorgeschrieben sind.

Der Vorstand kann nur einstimmig beschließen, sofern er aus zwei Mitgliedern besteht.

Das Nähere regelt die Geschäftsordnung für den Vorstand

2.

Aufsichtsrat

S 11 Zusammensetzung, Bestellung, Amtsdauer

Der Aufsichtsrat besteht aus ftinf Mitgliedern. Die Aufsichtsratsmitglieder werden von der

Hauptversammlung gewählt. Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebun-

den.

Die Aufsichtsratsmitglieder werden vorbehaltlich einer anderweitigen Festlegung der

Amtszeit bei der Wahl durch die Hauptversammlung bis zum Ende der Hauptversamm-

lung bestellt, d¡e riber die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der

Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in welchem die Amtszeit beginnt, wird hierbei

nicht mitgerechnet. Wiederbestellungen sind zulässig.

2
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Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt auch ohne wichtigen Grund durch eine an den

Vorsitzenden des Aufsichtsrats - oder, im Falle einer Amtsniederlegung durch den Vorsit-

zenden, an seinen Stellvertreter - zu richtende schriftliche Erklärung unter Einhaltung ei-

ner Frist von mindestens einem Monat niederlegen. Der Vorsitzende oder, im Falle der

Niederlegung durch den Vorsitzenden, sein Stellvertreter kann die Frist abkürzen oder auf

die Einhaltung der Frist verzichten.

Eine Nachwahl für ein vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenes Aufsichtsratsmitglied er-

folgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds, sofern die

Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend bestimmt.

Die Hauptversammlung kann für die Aufsichtsratsmitglieder gleichzeitig Ersatzmitglieder

wählen. Diese treten in einer von der Hauptversammlung bei der Wahl bestimmten Rei-

henfolge an die Stelle der vor Ablauf der regulären Amtszeit ausscheidenden Aufsichts-

ratsmitglieder. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des ausgeschiedenen Aufsichtsrats-

mitglieds, so erlischt sein Amt mit Ende der Hauptversammlung, in der eine Nachwahl

nach vorstehendem Absatz 4 stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des

ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. War das infolge einer Nachwahl ausgeschiedene

Ersatzmitglied für mehrere Aufsichtsratsmitglieder bestellt worden, lebt seine Stellung als

Ersatzmitglied wieder auf.

Die Hauptversammlung kann die Aufsichtsratsmitglieder vor Ablauf ihrer Amtszeit ohne

Angabe von Gründen abberufen.

4

5

6.

I 12 Vorsitzender und Stellvertreter

L. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. Die

Wahlen sollen im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder

neu gewählt worden sind, erfolgen; zu dieser Sitzung bedarf es keiner besonderen Einla-

dung. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht, soweit nicht bei der

Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer jeweiligen Amtszeit als Aufsichtsratsmit-

glied.

Z. Scheidet der Vorsitzende oder der Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat der

Aufsichtsrat jeweils unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschie-

denen vorzunehmen.

3. Der Stellvertreter hat vorbehaltl¡ch anderweitiger Regelungen in dieser Satzung in allen

Fällen, in denen er bei Verhinderung des Vorsitzenden in dessen Stellvertretung handelt,

die gleichen Rechte wie der Vorsitzende.

4. Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den Vorsit-

zenden abgegeben. Der Aufsichtsrat kann auch andere Aufsichtsratsmitglieder hierzu er-

mächtigen. Der Vorsitzende ist ermächtigt, Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegenzu-

nehmen.
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I fg Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats

L. Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch Gesetz und die Satzung zu-

gewiesen werden.

2. Der Aufsichtsrat kann in der Geschäftsordnung für den Vorstand oder durch Beschluss

bestimmte Arten von Geschäften oder Maßnahmen von seiner Zustimmung abhängig

machen. Er kann seine Zustimmung zu bestimmten Arten von Geschäften oder Maßnah-

men widerruflich allgemein oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft oder die einzelne

Maßnahme bestimmten Anforderungen genügt, im Voraus erteilen.

3. Der Aufsichtsrat ist befugt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur deren Fas-

sung betreffen.

I 14 Geschäftsordnung und Ausschüsse

L. Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung im Rahmen der gesetzlichen Vorschrif-

ten und der Bestimmungen dieser Satzung'

Z. Der Aufsichtsrat kann nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften aus seiner Mitte Aus-

schüsse bilden und deren Zusammensetzung, Aufgaben und Befugnisse in einer Ge-

schäftsordnung festsetzen. Soweit das Gesetz oder die Satzung es zulassen, kann der Auf-

sichtsrat ihm obliegende Aufgaben, Entscheidungsbefugnisse und Rechte auf seinen Vor-

sitzenden, einzelne seiner Mitglieder oder aus seiner Mitte gebildete Ausschüsse übertra-

gen.

5 15 Sitzungen und Beschlussfassung

i.. Die Einberufung der Sitzungen des Aufsichtsrats erfolgt durch den Vorsitzenden unter

Einhaltung einer Frist von mindestens fünf Werktagen. Die Einberufung kann schriftlich,

per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel

erfolgen. ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist verkürzen und die Sitzung

mündlich oder fernmündlich einberufen. lm Übrigen gelten hinsichtlich der Einberufung

der Sitzungen des Aufsichtsrats die gesetzlichen Bestimmungen sowie die Regelungen der

Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat.

2. Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden geleitet.

3. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Präsenzsitzungen gefasst. Es ist je-

doch, vorbehaltlich einer entsprechenden Festlegung durch den Vorsitzenden, zulässig,

Sitzungen des Aufsichtsrats in Form einer Video- oder Telefonkonferenz abzuhalten oder

einzelne Aufsichtsratsmitglieder im Wege der Videoübertragung oder telefonisch zuzu-

schalten und in diesen Fällen auch die Beschlussfassung oder Stimmabgabe per Videokon-

ferenz bzw. Videoübertragung oder telefonisch vorzunehmen. Abwesende bzw. nicht an

der Konferenzschaltung teilnehmende oder zugeschaltete Aufsichtsratsmitglieder können
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auch dadurch an der Beschlussfassung des Aufsichtsrats teilnehmen, dass sie schriftliche

Stimmabgaben durch ein anderes Aufsichtsratsmitglied überreichen lassen. Darüber hin-

aus können sie ihre Stimme auch im Vorfeld der Sitzung, während der Sitzung oder nach-

trägl¡ch innerhalb einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden angemessenen Frist auch

mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher

Kommunikationsmittel abgeben. Ein Recht zum Widerspruch gegen die vom Vorsitzenden

angeordnete Form der Beschlussfassung besteht nicht.

Beschlussfassungen können auch außerhalb von Sitzungen (im Sinne des vorstehenden

Absatz 3) schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Kom-

munikationsmittel sowie in Kombination der vorgenannten Formen erfolgen, wenn der

Vorsitzende dies unter Beachtung einer angemessenen Frist anordnet oder sich alle Auf-

sichtsratsmitglieder an der Beschlussfassung beteiligen. Aufsichtsratsmitglieder, die sich

bei der Beschlussfassung der Stimme enthalten, nehmen in diesem Sinne an der Be-

schlussfassung teil. Ein Recht zum Widerspruch gegen die vom Vorsitzenden angeordnete

Form der Beschlussfassung besteht nicht.

Der Aufsichtsrat ist nur beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus

denen er insgesamt zu bestehen hat, wenigstens aber drei Mitglieder, an der Beschluss-

fassung teilnehmen. Abwesende bzw. nicht telefonisch oder über elektronische Kommu-

nikationsmittel (insbesondere Videokonferenz) teilnehmende oder zugeschaltete Auf-

sichtsratsmitglieder, die nach Maßgabe der vorstehenden Absatz 3 bzw. Absatz 4 ihre

Stimme abgeben, sowie Aufsichtsratsmitglieder, die sich bei der Beschlussfassung der

Stimme enthalten, nehmen in diesem Sinne an der Beschlussfassung teil.

Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes

bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltun-

gen gelten in diesem Sinne nicht als abgegebene Stimmen. Ergibt eine Abstimmung im

Aufsichtsrat Stimmengleichheit, gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

über die Sitzungen des Aufsichtsrats (im Sinne von Absatz 3) sowie über in diesen Sitzun-

gen verabschiedete Beschlüsse sind Niederschriften zu fertigen, die vom Vorsitzenden zu

unterzeichnen sind. Beschlüsse außerhalb von Sitzungen (im Sinne von Absatz 3) werden

vom Vorsitzenden schriftlich festgehalten und allen Aufsichtsratsmitgliedern zugeleitet.

5.

6.

7

8 Die Vorstandsmitglieder können auf Einladung des Vorsitzenden oder des Aufsichtsrats an

den Sitzungen des Aufsichtsrats mit beratender Stimme teilnehmen.

I 16 Vergütung des Aufsichtsrats

L. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält jährlich eine feste Vergütung in Höhe von EUR

30.000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält den doppelten Betrag und dessen

Stellvertreter den anderthalbfachen Betrag. Die Vergütung ist zum Ende eines jeden Ge-

schäftsjahrs fällig und zahlbar.
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Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils eines Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat

angehören oder das Amt des Vorsitzenden oder des Stellvertreters innehaben, erhalten eine

entsprechende anteilige Vergütung,

Die Gesellschaft sorgt dafür, dass zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Haftpflicht-

versicherung mit Selbstbehalt besteht. Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmit-
gliedern über die Vergütung gemäß vorstehenden Absätzen hinaus die ihnen bei der Aus-

übung ihres Aufsichtsratsmandates vernünftigerweise entstehenden Auslagen sowie die

etwa auf ihre Vergütung und Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer'

3.

Hauptversammlung

I 17 Ordentliche Hauptversammlung

1. Die ordentliche Hauptversammlung findet in den ersten acht Monaten des Geschäftsjah-

res statt.

2. Die ordentliche Hauptversammlung beschließt, nach Entgegennahme des gemäß 5 L71-

Abs. 2 AktG vom Aufsichtsrat zu erstattenden Berichts, über

(a) die Entlastung des Vorstands und Aufsichtsrats,

(b) die Verwendung des Bilanzgewinns, und

(c) die Wahl des Abschlussprüfers.

3. ln den vom Gesetz vorgesehenen Fällen beschließt die ordentliche Hauptversammlung

auch über die Feststellung des Jahresabschlusses.

I 18 Einberufung und Ort der Hauptversammlung; virtuelle Hauptversammlung

Die Hauptversammlung wird vorbehaltlich der gesetzlichen Einberufungsrechte des Auf-

sichtsrats und einer Aktionärsminderheit durch den Vorstand einberufen.

Die Hauptversammlung findet nach Wahl des einberufenden Organs am Sitz der Gesell-

schaft, an einem Ort im Umkreis von 100 km vom Sitz der Gesellschaft, am Sitz einer

deutschen Wertpapierbörse oder in einer deutschen Stadt mit mindestens 100.000 Ein-

wohnern statt.

Die Hauptversammlung ist mindestens mit der gesetzlich vorgeschriebenen Mindestfrist

einzuberufen.

1.

2

3
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4. Der Vorstand ist ermächtigt, in der Zeit bis zum 26. Juni 2026 die Hauptversammlung auch

als Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am

Ort der Hauptversam m lu ng (virtuelle Hau ptversammlung) einzuberufen sowie die Best-

immungen zum Umfang und zum Verfahren einer solchen virtuellen Hauptversammlung

zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

I 19 Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind die

Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der Hauptversammlung angemeldet und der

Gesellschaft ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben. Die Anmeldung muss der Gesell-

schaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse innerhalb der gesetzli-

chen Fristen zugehen. ln der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist

vorgesehen werden.

T

2.

3

Die Anmeldung muss in Textform (9 fZOU BGB) oder auf einem sonstigen, von der Gesell-

schaft näher zu bestimmenden elektronischen Weg in deutscher oder englischer Sprache

erfolgen.

Der Nachweis des Aktienbesitzes nach Absatz L ist durch Vorlage eines vom Letztinter-

mediär in Textform (S fZOU BGB) in deutscher oder englischer Sprache ausgestellten

Nachweises über den Anteilsbesitz oder durch Vorlage eines Nachweises gemäß 5 67c

Abs. 3 AktG zu erbringen. Der Nachweis des Aktienbesitzes hat sich auf den Beginn des

2L. Tages vor der Hauptversammlung (Nachweisstichtag) zu beziehen und muss der Ge-

sellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten

Adresse mindestens sechs (6) Tage vor der Hauptversammlung zugehen. ln der Einberu-

fung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, ohne an der

Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikati:

on abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum

umfang und Verfahren der Rechtsausübung nach satz 1zu treffen.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch

ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämt-

liche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunika-

tion ausüben können (Online-Teilnahme). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmun-

gen zu Umfang und Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz L zu treffen.

Die Teilnahme von Aufsichtsratsmitgliedern an der Hauptversammlung kann in Abstim-

mung mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats im Wege der Bild- und Tonübertragung er-

folgen, sofern (i) das Aufsichtsratsmitglied seinen Wohnsitz im Ausland hat oder am Tag

der Hauptversammlung an der Teilnahme gehindert ist oder (ii) die Hauptversammlung

a ls vi rtuelle Hauptversam m lu ng abgeha lten wird.

4

5

6.
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5 20 Leitung der Hauptversammlung

Die Hauptversammlung leitet der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein von ihm be-

stimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied (Versammlungsleiter). Für den Fall, dass weder

der Vorsitzende des Aufsichtsrats noch ein von ihm bestimmtes Aufsichtsratsmitglied die

Versammlungsleitung übernimmt, wählt der Aufsichtsrat den Versammlungsleiter. Macht

der Aufsichtsrat hiervon nicht Gebrauch, wählt diesen die Hauptversammlung.

Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und regelt den Ablauf der Hauptver-

sammlung. Er bestimmt die Reihenfolge der Redner und der Behandlung der Tagesord-

nungspunkte sowie die Form, das Verfahren und die weiteren Einzelheiten der Abstim-

mung und kann, soweit gesetzlich zulässig, über die Zusammenfassung von sachlich zu-

sammengehörigen Beschlussgegenständen zu einem Abstimmungspunkt entscheiden.

Der Versammlungsleiter ist befugt, das Frage- und das Rederecht von Aktionären zeitlich

angemessen zu beschränken. Dabei soll sich der Versammlungsleiter davon leiten lassen,

dass die Hauptversammlung in angemessener und zumutbarer Zeit abgewickelt wird.

Der Versammlungsleiter kann die teilweise oder vollständige Aufzeichnung und Übertra-

gung der Hauptversammlung in Ton und Bild über elektronische und andere Medien zu-

lassen. Die übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit un-

eingeschränkt Zugang hat.

I 21 Stimmrecht und Beschlussfassung

L. Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme, soweit das Stimmrecht

nicht durch Gesetz oder Satzung ausgeschlossen ist.

Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Soweit nicht im Gesetz

anderweitige zwingende Festlegungen zur Vollmachtserteilung, zu ihrem Widerruf und

zum Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft getroffen sind, bedarf

eine Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Ge-

sellschaft der Textform (S 126b BGB), sofern in der Einberufung keine Erleichterungen be-

stimmt werden. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesell-

schaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. Die Einzelheiten für die Erteilung der

Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit

der Einberufung der Hauptversammlung bekanntgemacht. $ 135 AktG bleibt unbertihrt.

Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen

gültigen Stimmen, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften oder diese Satzung ei-

ne höhere Mehrheit oder weitere Erfordernisse bestimmen. Sofern das Gesetz für Be-

schlüsse der Hauptversammlung außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vor-

schreibt, genügt, soweit gesetzlich zulässig, die einfache Mehrheit des bei der Beschluss-

fassu ng vertretenen Grundkapitals.

3

4

2

3
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IV
Jahresabschluss, Gewinnverwendung

5 22 Jahresabschluss

Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen für das vergangene Geschäftsjahr den Jah-

resabschluss und den Lagebericht sowie, soweit gesetzlich vorgeschrieben, den Konzernab-

schluss und den Konzernlagebericht aufzustellen und diese Unterlagen unverzüglich dem Auf-

sichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat ei-

nen Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzge-

winns machen will.

I 23 Verwendung des Bilanzgewinns

Der Bilanzgewinn, der sich aus dem Jahresabschluss nach Vornahme der Abschreibungen,

Wertberichtigungen, Rückstellungen und Rücklagen ergibt, wird auf die Aktionäre verteilt, so-

weit die Hauptversammlung nicht eine anderweitige Verwendung beschließt. An Stelle oder

neben einer Barausschüttung kann von der Hauptversammlung auch eine Sachausschüttung

beschlossen werden. Die Anteile der Aktionäre am Gewinn bestimmen sich nach ihren Anteilen

am Grundkapital.

SONSTIGES

I24 Gründungsaufwand

Die Gründungskosten der Gesellschaft in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter

Haftung (GmbH) bis zu einem Betrag von EUR 2.500,00 hatte die Gesellschaft zu tragen; die

übrigen Kosten hatten die Gesellschafter zu tragen.

5 25 Formwechselaufwand

Die Kosten des Formwechsels der Gesellschaft in die Rechtsform der Aktiengesellschaft (AG)

(insbesondere Notar- und Gerichtsgebühren, Kosten der Veröffentlichung, Steuern, Prüfungs-

und Beratungskosten)trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von EUR 50.000,00.

I 26 Organ- und Funktionsbezeichnungen

Sofern Organ- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung in ihrer männlichen Form ver-

wendet werden, gelten diese Bezeichnungen jeweils auch für die weibliche Form.

V



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Düsseldorf, den 20.03.2024

Dr. Armin Hauschild, Notar


